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Landsgemeinde: Verkehrs- und
Bildungsthemen im Vordergrund
Die Landsgemeinde wird am Sonntag über die autofreien Sonntage im Klöntal befinden.Dazu kommt ein neues Gesetz über den
öffentlichen Verkehr. Ein Memorialsantrag verlangt Geld vom Kanton für Privatschulen. von Daniel Fischli

TV Südostschweiz überträgt die
Landsgemeinde ab 9.25 Uhr direkt.
Um 18 Uhr wird eine Zusammenfassung
ausgestrahlt.

Liveticker zur Landsgemeinde:
www.suedostschweiz.ch/glarus/
landsgemeindeticker25

Sie können nicht an die Landsgemeinde gehen,
wollen aber dennoch informiert sein?
Wir berichten live per Ticker und im Fernsehen.

Der amtierende Landesstatthalter Andrea Bettiga scheidet an
der Landsgemeinde altershalber aus der Regierung aus.Die
Landsgemeinde muss deshalb einen neuen Landesstatthalter
für den Rest der Amtsperiode wählen. Turnusgemäss ist
Regierungsrat Markus Heer an der Reihe, der dann im nächsten
Jahr Landammann werden soll. Aus dem Obergericht tritt
Brigitte Müller-Rast (Die Mitte) zurück. Für den Sitz kandidiert
Nicole Feldmann-Mauron,Näfels (Die Mitte). Aus dem Verwal-
tungsgericht tritt Samuel Bisig (GLP) zurück. Es kandidiert
Lukas Wunderle,Niederurnen, für die Grünen.Und aus dem
Kantonsgericht tritt Christoph Zürrer (SP) zurück.Die SP will
den Sitz mit Yannick Schiess, Rüti, verteidigen.

§ 2
Wahlen

Mit verschiedenen Massnahmen soll erreicht werden, dass sich
mehr Menschen an der Politik beteiligen.Die wichtigsten sind:
Auslandschweizer können auch die Ständerätinnen wählen,
geistig Behinderte werden nicht mehr von den politischen
Rechten ausgeschlossen, Barrieren für Behinderte werden
abgebaut, die Informationen für die Landsgemeinde und die
Gemeindeversammlungen werden in neuer Form verbreitet
(etwa zusätzlich als Flyer), Kanton und Gemeinden können mit
neuen Formen der politischen Partizipation experimentieren.
Im Landrat ist ein Antrag abgelehnt worden, den Gratis-öV
am Landsgemeindesonntag zu verankern.Nach dem Willen
der Regierung ist der öffentliche Verkehr an dieser Lands-
gemeinde zum letzten Mal kostenlos. Der Landrat empfiehlt
die Änderungen fast einstimmig zu Annahme.

§ 7
Projekt «Förderung

der politischen
Partizipation»

Im öV-Gesetz werden Kompetenzen und Finanzierung neu
geregelt. Neu erlässt der Landrat ein öV-Konzept,welches das
Angebot festlegt. Bisher hat dies die Landsgemeinde gemacht.
Der Landrat hat deshalb entschieden, als inhaltliche Vorgabe
den Halbstundentakt im Gesetz zu verankern.Ausserdem kann
sich die Landsgemeinde grundsätzlich für eine der Optionen
für die Erschliessung von Braunwald aussprechen.Verschiede-
ne Kreise haben sich in der Vergangenheit für eine Gondelbahn
in den Hüttenberg stark gemacht,während die Regierung
bei der Standseilbahn bleiben will. Der Landrat unterbreitet
nun der Landsgemeinde den Grundsatz, dass Braunwald per
Standseilbahn erschlossen wird und der Hüttenberg von deren
Bergstation aus. Beispielsweise mit Elektrobussen.

§ 8
Gesetz über den

öffentlichen Verkehr

Die Landsgemeinde hat 2022 dem Grundsatz zugestimmt,
dass das Klöntal «an einzelnen Sonntagen» autofrei sein soll.
Jetzt geht es um die konkrete Umsetzung.Der Landrat schlägt
der Landsgemeinde vor, dass das Klöntal zum ersten Mal
im Sommer 2026 an drei Sonntagen jeweils von 7 bis 19 Uhr
autofrei wird. An diesen Tagen sollen zusätzliche Busse fahren.
Im Landrat sind die Anzahl der Sonntage und die Dauer der
Sperrung kontrovers diskutiert worden.

§ 9
Umsetzung

Memorialsantrag
«Slow Sundays

im Klöntal»

Der Memorialsantrag verlangt, dass der Kanton mit einem
Beitrag pro Kind Privatschulen finanziell unterstützt. Damit
sollen verschiedene Bildungsangebote unabhängig von den
finanziellen Möglichkeiten der Eltern genutzt werden können.
Es entstehe ausserdem ein Wettbewerb zwischen verschiedenen
Schulen,was die Innovation fördere. Im Landrat hat niemand
den Memorialsantrag unterstützt. Es wurden negative
Auswirkungen auf die öffentlichen Schulen befürchtet wie
etwa der Verlust der Planungssicherheit und höhere Kosten.
Ausserdem wurde befürchtet, dass der gesellschaftliche
Zusammenhalt untergraben werde,wenn religiöse, elitäre
oder politisch ausgerichtete Privatschulen entstünden.

§ 10
Memorialsantrag
«Schaffung von

Bildungsgutschriften»

Mit der Änderung sollen zwei Anliegen umgesetzt werden.
Das erste: Den Lehrermangel durch bessere Anstellungs-
bedingungen bekämpfen.Nach der Beratung der Vorlage
im Landrat ist im Wesentlichen übrig geblieben, dass die
untere Altersgrenze für Entlastungen nicht mehr von der
Landsgemeinde, sondern vom Landrat festgelegt wird.Das
zweite Anliegen: Die Zuständigkeiten der Instanzen von
Kanton und Gemeinden in der Bildung klarer regeln.Der
Landrat schlägt der Landsgemeinde im Wesentlichen vor, aus
den bisherigen politischen Schulkommissionen strategische
Fachkommissionen zu machen.Gewählt werden sie nicht mehr
von der Gemeindeversammlung, sondern vom Gemeinderat.
Im Landrat wurden Zweifel geäussert, dass so die angestrebten
Ziele erreicht werden können.

§ 11
Änderung des Gesetzes
über Schule und Bildung

Mit der Vorlage sollen Hürden für die Einführung von
Gemeindeparlamenten abgebaut werden. So soll es möglich
(aber nicht zwingend) sein, bei der Einführung eines Parlamen-
tes auf die Gemeindeversammlung zu verzichten und Urnen-
abstimmungen einzuführen. Bisher ist dies nicht möglich,
weil die Gemeindeversammlung zwingend für Budget und
Rechnung zuständig ist. Die Regierung wollte ausserdem den
Gemeinden die Möglichkeit geben,Ausländerinnen und Auslän-
dern das Stimmrecht zu erteilen.Der Landrat hat diesen Passus
mit knapper Mehrheit gestrichen. Im Landrat waren verschie-
dene Grundsatzentscheide umstritten.Der bereinigten Vorlage
hat er mit grosser Mehrheit zugestimmt.

§ 12
Neuordnung des
Gemeinderechts

Die finanziellen Prognosen für die nächsten Jahre seien
«besorgniserregend», heisst es im Memorial. Ein Entlastungs-
paket soll rund 7,2 Millionen Franken einbringen.Dies reiche
allerdings nicht aus, um in die schwarzen Zahlen zu kommen.
Trotzdem wollen Regierung und Landrat die Steuern «aktuell»
nicht erhöhen.Der Steuerfuss für das nächste Jahr soll wie
bisher auf 58 Prozent der einfachen Steuer festgesetzt werden
und der Bausteuerzuschlag auf 1,7 Prozent. Der Bausteuer-
zuschlag ist für die Sanierung und die Erweiterung der Linth-
arena sowie die Stichstrasse und die Querspange bestimmt.

§ 3
Festsetzung des
Steuerfusses

für das Jahr 2026

Der Schutz von Opfern von häuslicher Gewalt soll verbessert
werden. So soll die Polizei Gewalttäter nicht nur aus der
Wohnung wegweisen können, sondern gegen sie auch Rayon-
und Kontaktverbote aussprechen können.Das Rayonverbot
bedeutet, dass einer Person verboten wird, sich in einem
bestimmten Gebiet aufzuhalten.Damit kann die Polizei auch
in Fällen intervenieren, in denen kein gemeinsamer Wohnsitz
von Täter und Opfer existiert.Wenn Kinder und Jugendliche
im betroffenen Haushalt leben,muss die Polizei eine geeignete
Beratungsstelle informieren.Der Landrat hat der Änderung
des Polizeigesetzes mit grosser Mehrheit zugestimmt.

§ 4
Änderung des
Polizeigesetzes

Es werden Verfahrensabläufe und Zuständigkeiten bei der
Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Kesb geändert. So
sollen mehr Entscheide durch ein einzelnes Behördenmitglied
getroffen werden können.Damit werden Verfahren beschleu-
nigt. Neu eingeführt wird die Funktion eines Amtsarztes, der
für die Kesb medizinische Einschätzungen abgibt. Und schliess-
lich wird die Fachstelle Erbschaft von der Kesb getrennt. Der
Landrat hat den Änderungen mit klarer Mehrheit zugestimmt.

§ 5
Änderung des Gesetzes
über die Einführung des

Schweizerischen
Zivilgesetzbuches im

Kanton Glarus

Mit dem neuen Gesetz sollen Forderungen der Behinderten-
rechtskonvention umgesetzt werden. Zentral ist der Ausbau von
ambulanten Angeboten für Behinderte neben den bestehenden
Heimen. Ein solches Angebot ist etwa die Betreuung bei selbst-
ständigem Wohnen.Damit werden die Wahlmöglichkeiten für
die Behinderten grösser und die Heime werden entlastet. Der
Regierungsrat schätzt die zusätzlichen Kosten auf 1,5 Millionen
Franken pro Jahr plus 30 Stellenprozente.Den finanziellen
Befürchtungen der Heime wird dadurch Rechnung getragen,
dass der Kanton Darlehen und Bürgschaften für Bauprojekte
sprechen kann.Der Landrat empfiehlt der Landsgemeinde das
Gesetz einstimmig zur Zustimmung.

§ 6
Gesetz zur Förderung
der Selbstbestimmung

und Teilhabe von
Menschen mit
Behinderungen

Die Landsgemeinde beginnt amSonntag, 4.Mai, um 9.30Uhr.
Verschiebedatum ist der 11.Mai. Ob die Landsgemeinde stattfindet
oder wegen desWetters verschoben wird, wird am Sonntagmorgen
auf derWebsite des Kantons Glarus publiziert (www.gl.ch). Ferner
wird eine Meldung von Radio SRF1 in den Frühnachrichten um
7 und 8Uhr ausgestrahlt.

Gratismit dem öffentlichen Verkehr an die Landsgemeinde:
An der Landsgemeinde können alle ÖV-Angebote im Kanton Glarus
(Bahn- und Buslinien inklusive Braunwaldbahn, 2.Klasse) gratis benützt
werden.

Kinderhütedienst: Ab 9Uhr bis zum Ende der Landsgemeinde ist ein
Kinderhütedienst im Kindergarten Erlen in Glarus (für Kinder aus Glarus
Süd) und im Kindergarten Löwen in Glarus (für Kinder aus Glarus Nord
und Glarus) eingerichtet.

Informationen für Sehbehinderte undGehörlose:
Für Sehbehinderte und Blinde steht das Memorial über dieWebsite
www.landsgemeinde.gl.ch als Audio-Datei zur Verfügung. Für Gehörlose
steht an der Landsgemeinde ein Dolmetscherdienst zur Verfügung.
Im Ring sind Plätze für Gehörlose reserviert.
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FILZBACH

Country-Musik im «Lihn»
Am Samstag, 3.Mai, tritt George Hug um 20 Uhr
auf der Kulturbühne des Hotels «Lihn» auf. Vor dem
Konzert wird um 18 Uhr ein Country-Roads-Buffet
serviert, und für angemeldete Gäste fährt nach dem
Konzert ein kostenloser Shuttlebus nach Näfels. In-
formationen und Anmeldung: Seminarhotel «Lihn»,
Panoramastrasse 28, Filzbach, Telefon 055 614 64 64
oder E-Mail kulturbuehne@lihn.ch. (red)

www.lihn.ch

Der Gondelbahn-Traum für
Braunwald ist wohl beerdigt
Die Landsgemeinde beschliesst über das Gesetz zum ÖV. Es soll den Streit um die Erschliessung von
Braunwald beenden.Die Betroffenen erklären,warum sie mit dem Kompromiss zufrieden sind.

Fridolin Rast

D as Dorf Braunwald ist
seit über 100 Jahren
nur mit der Stand-
seilbahn Braunwald
erschlossen – und

dank ihr auch zur Tourismusdesti-
nation geworden. Sie ist gerade
erst barrierefrei zugänglich und
für die Zeit bis etwa 2035 fit ge-
macht worden. Spätestens bis
dann muss sie aber sehr grund-
legend erneuert werden.

Die Kosten für diese Erneue-
rung beziffert der Regierungsrat
auf 24 Millionen Franken.Sie wür-
den voraussichtlich je zur Hälfte
von Kanton und Bund bezahlt.

Doch die Braunwalder sind mit
der Bahn nicht besonders glück-
lich. Sie haben in den letzten Jah-
ren mit Nachdruck eine zusätz-
liche Gondelbahn gefordert, die
den Personenverkehr leistungs-
fähiger machen und die Sportbah-
nen besser erschliessen sollte.

Trotz dieser Forderung schla-
gen Landrat und Regierungsrat
der Landsgemeinde nun vor,
die Standseilbahn im neuen ÖV-
Gesetz festzuschreiben. Als Kom-
promiss soll ausserdem festgelegt
werden, dass der Kanton den
Hüttenberg mit dem öffentlichen
Verkehr erschliesst. Dort liegen
die Talstationen der Sportbahnen,
die damit auch einen Tourismus-
Schwerpunkt bilden.

Die Gondelbahnvariante an
der Landsgemeinde nochmals zu
lancieren, ist von keiner Seite
offiziell angekündigt.Die «Glarner
Nachrichten» haben mit Sport-
bahnen-Vertreter Toni Gisler,
Hotelier Patric Vogel und
Gemeindepräsident Hansruedi
Forrer geredet. Keiner von ihnen
will die Gondelbahnvariante
nochmals erwägen.

Die Sportbahnen nehmen
den Spatz in der Hand
Die Sportbahnen hätten sich
selbstverständlich ursprünglich
etwas anderes gewünscht, sagt

dennoch Toni Gisler, Landrat aus
Linthal und Verwaltungsrat der
Sportbahnen Braunwald AG, im
Rückblick. «Wir begrüssen aber
für die Destination Braunwald,
für die Bevölkerung und beson-
ders für das Dorf den politischen
Kompromiss, der nun auf dem
Tisch liegt.» Die Sportbahnen
stützten den Kompromiss klar,
«wir hoffen aber, dass ihn auch
alle anderen mittragen und dass
die Landsgemeinde dem Kompro-
miss zustimmt», so Gisler weiter.

Eine ÖV-Verbindung zum Hüt-
tenberg sei für Braunwald ein
Schritt in die richtige Richtung,
der auch den Sportbahnen helfe.
Falle der Entscheid positiv aus, so
werde eine Arbeitsgruppe an die
Planung gehen. Es werde eine
Übergangslösung brauchen, dafür
seien elektrische Minibusse ange-
dacht, erklärt Toni Gisler.

Der Hotelier ist glücklich
mit dem Vorschlag
«Wir sind glücklich mit dem Ent-
scheid von Regierungs- und Land-
rat und unterstützen die Vorlage
voll», erklärt «Märchenhotel»-
Besitzer Patric Vogel, «als Familie
und als Hoteliers.» Vogel stellt
sich auch hinter die Ansage,
dass der Kanton den Hüttenberg
an den ÖV anschliessen werde.
Das diene den Sportbahnen in
einem ersten Schritt für die Ver-
besserung des Sommer-Tagestou-
rismus und bringe so den grössten
Nutzen für die Destination und
das Dorf Braunwald. «Damit
streckt der Regierungsrat die
Hand aus, Braunwald sollte sie
auch annehmen.»

Man könne zwar wünschen,
«aber wir müssen auch wieder
realistisch bleiben», sagt Patric
Vogel weiter zum Vorschlag der
Regierung. «Der Kanton muss
auch zu den Finanzen Sorge tra-
gen.» Ausserdem wäre es unsiche-
rer, ob und wann eine Gondel-
bahnvariante realisiert werden
könnte. «Es würde Braunwald
überhaupt nicht helfen, wenn

darüber nochmals während Jah-
ren gestritten würde.Die Vernunft
muss obsiegen.»

Braunwald wolle und müsse
diese Chance packen und könne
nun die Unterstützung der Glar-
ner Stimmberechtigten bekom-
men, hofft Vogel darum.

Die Gemeinde
setzt auf den ÖV-Kompromiss
Auch die Gemeinde Glarus Süd
unterstützt den neuen Braun-
wald-Artikel im ÖV-Gesetz. «Er ist
das Erreichbare, ein politischer
Kompromiss und mit dem vorge-
sehenen ÖV bis zum Hüttenberg
eine deutliche Verbesserung für
die Einwohnerinnen und Gäste
von Braunwald, aber auch für die
Gemeinde als Ganzes», begründet
Gemeindepräsident Hans Rudolf
Forrer diese Position.So werde der
Hüttenberg mit dem ÖV erschlos-
sen, sobald der Kanton das nächs-
te ÖV-Konzept umsetze.

Als Vorteile der Landsgemein-
devorlage nennt Forrer: Damit
werde die Erschliessung von
Braunwald langfristig geklärt und
die Erneuerung der Standseil-
bahn könne angegangen werden.

Die Erschliessung Hüttenberg
sei ein Entwicklungsimpuls der
öffentlichen Hand. Mittelfristig
könne diese ÖV-Erschliessung
«je nach finanziellen, technischen
und raumplanerischen Voraus-
setzungen» noch weiter verbes-
sert werden.

Möglich sei zum Beispiel ein
Gemeinschaftsprojekt von Kan-
ton, Gemeinde und Sportbahnen.
Dieses könnte beispielsweise mit
einer Finanzinfra-Aktiengesell-
schaft finanziert werden, ähnlich
dem Elmer Beschneiungsprojekt
Futuro. Direkte Unterstützung
kann die Gemeinde laut Forrer
nur leisten, indem sie einen Teil
des Aktienkapitals aufbringt.

Und die Nachteile? «Das Den-
ken wird auf die Variante Stand-
seilbahn beschränkt», antwortet
Gemeindepräsident Forrer auf
diese Frage nur.

Keine Konkurrenz: Die Standseilbahn nach Braunwald soll die einzige Erschliessung des Touristenorts bleiben. Bild: Gian Ehrenzeller / Keystone

«Das Denken
wird auf die
Variante
Standseilbahn
beschränkt.»
Hans Rudolf Forrer
Gemeindepräsident

«Wir hoffen aber,
dass ihn auch alle
anderenmittragen
und dass die
Landsgemeinde
dem Kompromiss
zustimmt.»
Toni Gisler
Sportbahnen-Vertreter

«Der Kanton
muss auch zu
den Finanzen
Sorge tragen.»
Patric Vogel
Hotelier
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Abstimmen auf suedostschweiz.ch.
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